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I. Einleitung

„Das Vergangene ist nicht tot; es ist nicht einmal vergangen.“ Mit diesen Worten begann Christa Wolf ihren 1976 veröffentlichten Roman „Kindheitsmuster“. Gilt die Diagnose immer noch? Vor knapp zwei Wochen hat sich das Ende des Zweiten Weltkrieges zum 65. Mal gejährt. Noch immer ist der 8. Mai 1945 für Deutschland und Europa ein herausragendes Datum, dessen Folgen unsere Welt bis heute prägen. Wenngleich sich der zweite Epochenbruch des letzten Jahrhunderts, die demokratische Revolution des Jahres 1989, inzwischen in den Vordergrund des politisch relevanten Geschichtsbewusstseins geschoben hat, ist die Zeit der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft und ihre Nachgeschichte in den beiden deutschen Staaten von anhaltendem wissenschaftlichen und öffentlichen Interesse.
Warum ist das so? Wozu erinnern wir uns an die Zeit des „Dritten Reiches“? Worüber sprechen wir wenn wir von der „deutschen Erinnerungskultur“ reden? Befindet sich die Erinnerungskultur angesichts vielfältiger Umbruchsprozesse in einer Krise?
Diesen Fragen möchte ich in meinem Vortrag nachgehen. Zunächst werde ich kurz die Geschichte der deutschen Erinnerungskultur nach 1945 Revue passieren lassen. In einem zweiten Kapitel frage ich dann nach den aktuellen Bedingungen der Erinnerungskultur. Am Ende stehen dann Thesen zum Umgang mit den strukturellen Umbrüchen in der Erinnerungskultur.
Zuerst aber ein Wort zu dem Begriff „Erinnerungskultur“. Was ist damit gemeint? Der Historiker Christoph Cornelißen hat folgende Definition vorgeschlagen: „Erinnerungskulturen sind das Ergebnis von Aushandlungen in der Öffentlichkeit, die sich aus einem Spannungsfeld zwischen individueller Erfahrung und Erinnerung, politisch normierter sowie gesellschaftlich gewünschtem Gedenken und wissenschaftlich objektivierter Geschichte ergeben.“
 Zugespitzt gesagt, ist „Erinnerungskultur“ also ein Sammelbegriff für den öffentlichen Gebrauch von Geschichte; der Begriff meint mehr als das Schlagwort der „Vergangenheitsbewältigung“ und ist politisch und moralisch weniger vorbelastet. Wenngleich inzwischen unübersehbar ist, dass die Rede von Erinnerungskultur ihren früheren kritischen Sinn verliert.
II. Erinnerungskultur als Prozess – ein Rückblick 
Um die heutige Lage der Erinnerungskultur beurteilen zu können, ist es sinnvoll, zunächst ein paar Gedanken zum Umgang mit der NS-Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg.
Das Jahr 1945 markiert ein Kaleidoskop einschneidender, oftmals traumatisierender individueller und kollektiver Erfahrungen. Das Kriegsende bedeutete für manche eine sehr konkrete Befreiung, andere realisierten das erst mit Zeitverzögerung. Aufs Ganze gesehen erkannte man den Befreiungscharakter des Jahres 1945 im Westen Deutschlands erst viel später als im Osten. Umgekehrt wurden in der DDR lange Zeit die vielfältigen Schreckenserfahrungen des Umbruchsjahres 1945 nur am Rande der von der SED dominierten Erinnerungskultur wahrgenommen. Die Gegensätzlichkeit der Erinnerungskulturen im geteilten Deutschland lässt sich kaum besser illustrieren als am spiegelbildlichen Umgang mit dem Jahrestag des 8. Mai und der Erinnerung an die Vertreibung der Deutschen aus den Ostgebieten.
In Westdeutschland dominierte für längere Zeit eine Art Schuldangst: Sie wurzelte zum einen in den letzten Kriegsjahren, als man die deutschen Verbrechen und eigene Mitschuld zu realisieren begann. Der Historiker Bernd Weisbrod hat dies so erklärt: „Sie rührt (...) von dem unmittelbaren Schock der Wahrnehmung einer lange verdrängten Schuldahnung. Die plötzliche Entdeckung der Lager überall im Lande, die natürlich schon immer da waren, die Leichen am Weg der Todesmärsche oder in stehengebliebenen Viehwaggons, die Schrecken der Weimarer Bürger vor der Wahrheit des Ettersbergs, auch die ausbrechende Selbstmordepidemie, all dies sind Zeichen eines stummen Schuldeingeständnisses und einer schrecklichen Auswegslosigkeit“.
 Zum anderen wurde die Schuldangst nach der bedingungslosen Kapitulation durch die großen öffentlichkeitswirksamen Ereignisse der Nachkriegsjahre aktualisiert: Nach den Nürnberger Prozessen, diversen lokalen Gerichtsverfahren gegen nationalsozialistische Täter, der Auseinandersetzung um Entnazifizierung und den Diskussionen um „Wiedergutmachung“ der NS-Verbrechen war die Angst vor Konfrontation und Haftbarmachung schier allgegenwärtig. Erinnerungskulturell gewendet, bedeutete dies eine weitreichende Vermeidungs- und Verdrängungshaltung: Der Nationalsozialismus wurde im Alltag und in der Öffentlichkeit möglichst beschwiegen, nur selten aktiv vergegenwärtigt. Die, wenn man so will, Kosten dieser für wenigstens ein Jahrzehnt vorherrschenden Einstellung traten dann im Laufe der 1960er Jahre zutage, als sich der anstehende Generationenwandel geschichtspolitisch niederschlug und die vormalige Tabuisierung des Themas aufbrach.
Während sich die sozialistisch-diktatorische Erinnerungskultur in der DDR in den 1950er Jahren mit einigen Grundsätzentscheidungen der SED herausbildete, ist von der Entstehung einer westdeutschen Erinnerungskultur im engeren Sinne frühestens seit Ende der 1950er Jahre zu sprechen. Im Zusammenhang diverser Skandale, Gerichtsverfahren und der sich langsam artikulierenden Zivilgesellschaft verfestigte sich eine öffentlichkeitswirksame Kultur des Erinnerns, die nach und nach ein anderes Geschichtsbild prägte: um Aufklärung bemüht, selbstkritisch, auf die Reflexion historischer Schuld und auf aktuelle politische Verantwortung konzentriert. In der DDR war eine ähnliche Entwicklung jahrzehntelang nahezu unmöglich: Abweichungen vom offiziellen Geschichtsbild wurden meistens als ideologische und damit politische Abweichungen gedeutet. Erst mit der unter Honecker getroffenen Entscheidung, den Kirchen größere Handlungsspielräume zuzubilligen, zeigten sich Tendenzen erinnerungskultureller Autonomie. Ich habe dies vor einigen Jahren am Beispiel des Gedenktages 9. November detailliert untersucht.
 Dabei konnte ich nachweisen, wie die evangelischen Kirchen seit Ende der 1970er Jahre begannen, langsam eigene Wege des Erinnerns an die Opfer des Nationalsozialismus zu gehen, natürlich immer unter den misstrauischen Augen des Staatsapparates. Mit der sich langsam herausbildenden politischen Opposition entwickelten sich dann in den 1980er Jahren auch außerhalb der Kirchen abweichende Geschichtsbilder, die sich freilich erst im Zuge des politischen Umbruchs 1989 freier artikulieren konnten.
Wenn man die hier nur sehr grob beschriebenen Erinnerungskulturen hinsichtlich allgemeiner Tendenzen analysiert, kann man mit Blick auf die Bundesrepublik einige Grundstrukturen bestimmen. So gab es immer wieder Konjunkturen öffentlichen Erinnerns und Gedenkens. Das hat viel mit dem Einfluss der Massenmedien zu tun, aber ganz besonders auch mit den wechselnden aktuellen Horizonten, denn Erinnerung ist immer gegenwartsbedingt. Zudem sind immer wieder markante Unterschiede der Perspektiven und Interessen einerseits professioneller Deuter und Multiplikatoren sowie andererseits des breiten Geschichtspublikums erkennbar: Hier zeigt sich regelmäßig ein Spannungsfeld zwischen wissenschaftlicher Aufklärung, Geschichtspolitik, ökonomischem Verwertungsinteresse und individuellen Bedürfnissen nach Identifikation und Orientierung. Daraus entstehen mitunter scharfe Konflikte, die ihrerseits wichtige Motoren der erinnerungskulturellen Entwicklung darstellen.
Zu den wichtigsten Einsichten der Erforschung der Erinnerungskultur ist die Erkenntnis zu zählen, dass der Wandel die eigentliche Kontinuität ausmacht. Was wir heute als beinahe selbstverständlich betrachten, war noch vor wenigen Jahren entweder hart umkämpft oder noch gar nicht am Horizont erkennbar. Die Entwicklung der Gedenkstätten ist in dieser Hinsicht das vielleicht schlagendste Beispiel: Dass die betreffenden Bundesländer und der Bund ihre Verantwortung dafür anerkennen und politisch umsetzen, ist ein Ergebnis der geschichtspolitischen Verteilungskämpfe der 1990er Jahre. Doch dass es heute überhaupt eine so vielfältige Gedenkstättenlandschaft gibt – ich weiß sehr wohl, dass trotzdem noch manches im Argen liegt –, ist in Westdeutschland überwiegend das Resultat bürgerschaftlichen Engagements. Viele lokale Initiativen, viele Persönlichkeiten haben sich vor allem seit Ende der 1970er Jahre für den Erhalt und die öffentliche Auseinandersetzung mit den Tat- und Leidensorten nationalsozialistischer Herrschaft eingesetzt.

Eine Konstante des öffentlichen Umgangs mit der NS-Zeit lautet deshalb: Zivilgesellschaftliche Gruppierungen sind ein wichtiges Korrektiv staatlicher Haltungen, ohne „engagierte Demokraten“
 geht es nicht oder wird es anders. Oft bedurfte es des Protests, um die lange vorherrschenden Verdrängungen und Verhärtungen aufzubrechen.

III. Erinnerungskultur als Gegenwart – eine Zustandsbeschreibung
Überblickt man die unterschiedlichen Phasen, Akteure, Orte und Konflikte der Nachgeschichte des Nationalsozialismus, so sind heute fundamentale Umbrüche unübersehbar. Neun Aspekte möchte ich besonders hervorheben:

(1) Ende der Zeitzeugen-Kultur: Aufgrund der großen zeitlichen Distanz zum Untergang des „Dritten Reiches“ sind die Jahrgänge der Mitlebenden und Zeitzeugen, der Täter und Mitläufer, Widerständler und Verfolgten weitgehend aus der aktiven öffentlichen Präsenz verschwunden. Wer 1933 im Erwachsenenalter war, ist heute – sofern er oder sie noch lebt – mindestens in den hohen Neunzigern; wer 1945 15 Jahre alt war und so das Kriegsende bewusst miterlebt hat, ist nun in den Achtzigern. Der Rückzug und Tod der Erfahrungsgenerationen verändert die seit etwa zwei Jahrzehnten dominierende Zeitzeugen-Kultur grundlegend und entkoppelt ihre fortgesetzte mediale Präsenz von der sozialen Basis.
(2) Politischer Generationenwechsel: Vielgerühmt und vielgeschmäht, verlässt die 68er-Generation in diesen Jahren die Institutionen der Bundesrepublik, eine Generation, die, wie immer man sie auch beurteilen mag, der Republik das Thema Nationalsozialismus auf vielerlei Wegen eingeimpft hat, angetrieben von der Auseinandersetzung mit der meist schweigenden Väter- und Tätergeneration. Schon die direkte Nachfolgegeneration, besonders aber die nun in Schulen und Universitäten einziehende jüngste Generation, hat kein erkennbares kollektives Interesse mehr an konfrontativer Identitätspolitik im Medium des Nationalsozialismus. Eine bereits sichtbare Folge unter der jüngsten Generation ist das weitgehende Schwinden der Berührungsangst mit Themen wie Nation und Patriotismus.
(3) Der Nationalsozialismus ist für die operative Politikebene nur noch von nachgeordneter Bedeutung: Während die NS-Epoche für die symbolische Politik eine konstant hohe Bedeutung hat, ist sie für die operative Politikebene nur noch von sekundärer Bedeutung. Für die Politik sind repräsentative Handlungen im Kontext von Gedenktagen, Mahnmalen und Gedenkstätten mittlerweile wichtiger als Gesetze oder Parlamentsdebatten zu diesem Themenfeld.
(4) Medialisierung und Kommerzialisierung: Die öffentliche Thematisierung des „Dritten Reiches“ ist seit den neunziger Jahren von einer unhintergehbaren Medialisierung geprägt. Daraus folgt: Kein Gedenken und Erinnern kann kollektive Bedeutung erlangen ohne den Filter und den Faktor der Massenmedien. Eng verquickt damit sind oftmals kommerzielle Verwertungsinteressen. Längst gibt es einen florierenden Geschichtsmarkt, und es zählt inzwischen zum betriebswirtschaftlichen Grundwissen großer Verlagshäuser, TV-Sender und Filmproduktionsgesellschaften, dass massentauglich aufbereitete Themen aus der Zeit zwischen 1933 und 1945 gewinnträchtig sein können.
(5) Einwanderung und multiethnische Gesellschaft: Die soziokulturellen Bedingungen der deutschen Erinnerungskultur haben sich in den letzten Jahrzehnten in einer Hinsicht dramatisch verändert. Wenngleich unter asyl- und integrationspolitischen Aspekten oft und kontrovers diskutiert, ist die Erkenntnis, längst in einer „Einwanderungsgesellschaft“ zu leben, zwar langsam in das kollektive Selbstbild der Bundesrepublik vorgedrungen, aber erst in jüngster Zeit wird diese Einsicht auch mit Blick auf die Folgen für das Erinnern an die NS-Zeit diskutiert. Was es pädagogisch, erinnerungskulturell und geschichtspolitisch tatsächlich bedeutet, was „Integration“ in dieser Hinsicht von beiden Seiten erfordert, bedarf dringend öffentlicher Reflexion.

(6) Opferzentrierung: Die auf das „Dritte Reich“ konzentrierte Erinnerungskultur ist nach wie vor in hohem Maße opferzentriert. Seit dem populären „Tagebuch der Anne Frank“, also seit den frühen 50er Jahren, hat sich dies zu einem beherrschenden Grundzug entwickelt. Zwar mit guten Gründen, werden damit doch wenigstens im vergegenwärtigenden Nachvollzug die Verfolgten und Ermordeten gewürdigt. Allerdings primär die jüdischen Opfer, auch dies aus guten Gründen, gleichwohl fristen andere Opfergruppen nach wie vor ein Randdasein. Die dunkle Rückseite der Opferzentrierung ist die schwierige Auseinandersetzung mit den Tätern, Mithelfern, Mitläufern und Mitwissern. Die systematische Täterforschung ist gerade einmal gut zehn Jahre alt. Die Tätererinnerung war nie breitenwirksam, wurde sie provoziert, gab es regelmäßig heftige Konflikte. Fragen nach den Zusammenhängen zwischen individuellen und gesellschaftlichen Bedingungen des Verbrechens waren und sind kein prominentes Thema der Erinnerungskultur.
(7) Integration deutscher Kriegsopfer: Das öffentliche Erinnern hat im letzten Jahrzehnt einen weiteren und umstrittenen Fokus ausgebildet: die Vergegenwärtigung des alliierten Bombenkrieges gegen deutsche Städte und der Vertreibung aus den ehemaligen deutschen Ostgebieten. Damit sind die nichtjüdischen deutschen Kriegsopfer verstärkt in das Blickfeld der Öffentlichkeit geraten, wodurch sich Relationen verändert haben und die Erinnerungskultur weiter ausdifferenziert hat. Auffällig ist dabei: Während das Gedenken der Städtebombardierung mit der Zerstörung Dresdens am 13. Februar 1945 ein Datum und ein Ort von überregional Repräsentativität ausgebildet hat, mangelt es der Vertriebenengeschichte bis heute an einem geschichtspolitisch wirksamen, die Geschichte symbolisch fokussierenden Gedenktag. Dabei sollte man sich vor Augen halten, dass wir es hier nur mit Konflikten um die symbolische Anerkennung, um die erinnerungskulturelle Repräsentation der damit verbundenen Erfahrungen von Bombardements und Vertreibung zu tun haben. Ressentiments und Revanchegelüste sind überwunden oder politisch kaltgestellt.
(8) „Doppelte Vergangenheitsbewältigung“: Seit dem Zusammenbruch der kommunistischen Staaten Osteuropas und der deutschen Vereinigung steht die Erinnerung an NS-Diktatur, Vernichtungskrieg und Auschwitz in Konkurrenz mit dem Erinnern an SED-Diktatur, Mauer und Stasi. Sowohl auf bestimmten Feldern symbolischer Politik als auch in konkreten Auseinandersetzungen etwa um die Gedenkstättenkonzeption des Bundes ist es dabei immer wieder zu einer politisch-publizistischen Konfrontation um die geschichtspolitische Hierarchie der Vergangenheiten gekommen. Teil dessen ist eine Konkurrenz zwischen einzelnen Opfergruppen der NS- und der DDR-Zeit um die angemessene symbolische Repräsentation ihres Leidens.

(9) Europäisierung und Globalisierung: Schließlich ist unsere Zeit auch erinnerungskulturell von transnationalen Einflüssen und Umbrüchen geprägt, hervorstechend etwa die beginnende Europäisierung und Globalisierung des Erinnerns. Hier zeigen sich starke Einflüsse postnationaler, auch eigene Verbrechen ins kollektive Selbstbild integrierender Entwicklungen. Im Feld der NS-Vergangenheit kommt dies besonders im mittlerweile europaweit und in den Vereinten Nationen etablierten Gedenktag 27. Januar zum Ausdruck, dem Tag der Befreiung von Auschwitz durch die Rote Armee.
 Allerdings zeigt sich auch: Erinnern in Europa heißt heute immer noch in erster Linie Erinnern von Franzosen, Deutschen, Engländern, Polen usw. D.h., die nationalen Inhalte und Perspektiven dominieren noch immer. – Zu den internationalen Bedingungen zählt auch eine erkennbare Ost-West-Spaltung der Erinnerung an Hitler, Krieg und Völkermord, denn in der osteuropäischen Erinnerung steht eine Handvoll nationalsozialistischer Okkupationsjahre vier Jahrzehnten sowjetischer Unterdrückung gegenüber – eines der schwierigsten Probleme europäischer Geschichtspolitik.
 Dies hat sich inzwischen auch in einem neuen Gedenktag niedergeschlagen: Im April vergangenen Jahres hat das EU-Parlament beschlossen, den 23. August – den Jahrestag des Hitler-Stalin-Paktes von 1939 – zum Tag des Gedenkens der Opfer von Nationalsozialismus und Kommunismus zu erklären.
IV. Thesen zum künftigen Umgang mit der NS-Zeit
Wie bei jedem Wandel besteht die Kunst darin, im Umbruch die Chancen auf Erneuerung zu sehen und nicht auf scheinbare Bedrohungen zu starren. Insbesondere sollte man Kontinuitäten im Zusammenhang des Umbruchs wahrnehmen, denn nicht alles verändert sich. Hierzu möchte ich nun vier Thesen formulieren:
1. Alle beschriebenen erinnerungskulturellen Tendenzen fallen in einem Wirkungsaspekt zusammen: Die direkten lebensweltlichen und politischen Bindungen an diese Geschichte werden objektiv schwächer. Dadurch wird unweigerlich die Frage aufgeworfen, warum und wie weiterhin öffentlich der NS-Zeit gedacht werden soll – angesichts einer abgeschlossenen „Vergangenheitsbewältigung“, angesichts gelungener Demokratisierung, angesichts einer Jugend, die nur das vereinte Deutschland aus eigener Erfahrung kennt und angesichts von Millionen von Zuwanderern, die ganz andere Erinnerungsbestände mitbringen. Wozu erinnern und wie, lautet also die weiterführende Frage.
2. Die historische Schuld und die bleibende Verantwortung Deutschlands sind gleichsam in die Institutionen dieses Landes inkorporiert und werden zumindest in periodischer Weise symbolisch ausgedrückt und beglaubigt. Hier ist in naher Zukunft zwar keine grundsätzliche Veränderung zu erwarten, aber staatliche Geschichtspolitik unterliegt zunehmend einer Tendenz zum Affirmativen.
3. Problematisch ist heute weniger eine Verdrängung des Themas, sondern ein Desinteresse an dieser Geschichte, das bedingt ist u.a. durch den großen zeitlichen Abstand, den ausfallenden intergenerationellen Diskurs mit den Zeitzeugen der Täter, Mitläufer und Opfer sowie durch die gesellschaflichten Umbrüche in Deutschland. Heute geht es darum, ohne persönliche Betroffenheit überhaupt ein Interesse an dieser fernen Vergangenheit zu wecken, eine Vergangenheit zudem, die von ungezählten moralischen Gebots- und Verbotsschildern umstellt ist, was die nachwachsenden Generationen sehr genau registrieren. Hier muss im konkreten gesellschaftlichen Alltag angesetzt werden. In Schulen, Medien, Politik und in der Gedenkstättenarbeit geht es in zentraler Weise darum, was diese Vergangenheit mit uns (noch) zu tun hat. Stets ist neu zu (er)klären, worin die konkrete und bleibende Verantwortung besteht, die aus dieser Vergangenheit folgt. Der Besuch in einer Gedenkstätte ist zwar obligatorisch, genügt aber alleine nicht. Es geht um die Verbindung von drei Elementen: erstens um die möglichst selbstbestimmte Vergegenwärtigung und Aneignung von Geschichte, zweitens um den Aufbau eines grundlegenden historisch-politischen Wissens, drittens um die Verbindung mit leitenden Werten.
4. Im gleitenden Übergang in eine bald ohne lebende Zeitzeugen zu vermittelnde NS-Geschichte bedarf es immer neu zu reflektierender Antworten auf die Kernherausforderung: Wie lassen sich der große Zeitabstand und der Generationenwechsel, das gegenwartsspezifische Medien- und Rezeptionsverhalten sowie aktuelle gesellschaftliche Bedingungen politischer Sozialisation in tragfähige neue Vermittlungsformen umsetzen? Dafür gibt es kein Patentrezept, aber eine Sensibilisierung für die zugrundeliegenden Umbrüche in der Erinnerungskultur kann helfen, sich nicht in falschen Kämpfen zu verlieren.
V. Fazit

Wen schmerzt heute diese Vergangenheit tatsächlich noch, wem ist sie wirklich mehr als eine zwar ganz und gar schreckliche, aber eben auch ganz und gar vergangene Zeit? Ein Journalist der „Süddeutschen Zeitung“ hat im Umfeld der Diskussionen um die Gedenkstätte Dachau geschrieben: „Ein Großteil der Bevölkerung lebt unberührt von der Vergangenheitsfrage. Breiten Schichten würde eine Gedenkplakette reichen.“
 Derlei nicht unbegründete Skepsis aufgreifend, hat der Historiker Hanno Loewy mit sarkastischem Ton gefragt: „Wen interessieren schon wirklich die Toten?”

Ich glaube, die meisten Menschen hierzulande wissen – und wenn sie es nicht reflektieren, dann ahnen sie es –, dass diese Epoche, diese Verbrechen und die darin begründeten Folgen nicht einfach ad acta gelegt werden können. Die NS-Zeit, genauer: die Auseinandersetzung mit der Geschichte und den Folgen des „Dritten Reiches“ zählt zu den dominanten Quellen der Demokratisierung dieser Republik. In diesem Zusammenhang scheinen manche, vielleicht unbewusst, der Gedenkkultur oftmals fast magische Qualitäten zuzusprechen – das Erinnern an die Opfer Hitlers gleichsam als politische Bannmeile gegen jede Art von Wiederholung. Doch im Zentrum der Erinnerungskultur geht es vor allem darum, das im Nationalsozialismus sichtbare Gegenbild unserer freiheitlichen Gesellschaft in der politischen Sozialisation und in der Öffentlichkeit gegenwärtig und lebendig zu halten.

In diesen selbstreflexiven Prozessen von Akteuren der Erinnerungskultur kann es immer wieder hilfreich sein, sich und andere mit der Frage nach den Gründen, Motiven und Interessen einer fortdauernden Vergegenwärtigung der NS-Zeit zu konfrontieren. Exemplarisch zitiere ich den Historiker Peter Steinbach: „Wir erinnern uns nicht, um unser Gewissen zu beruhigen oder uns selbst zu rechtfertigen, sondern weil wir wissen, dass wir selbst es sind, die zur Gefahr des Anderen werden können.“
 Insofern dient die Aufklärung dieser Epoche einer selbstkritischen, gegenwartskritischen und zivilisationskritischen Bewusstseinsbildung. In dieser Sicht ist der Nationalsozialismus, ist Auschwitz der historische Impuls für die Anleitung politisch-kultureller Lernprozesse, die letztlich auf uns selbst zielen. Diese sowohl allgemeine als auch konkrete Zielbestimmung kann eine erste Antwort auf die erinnerungskulturellen Umbrüche sein. Wo es in der pädagogischen Conclusio heute letztlich nicht mehr um Betroffenheit über eine sehr ferne und sehr besondere Geschichte gehen kann, sondern um eine kritische Bewusstseinsbildung eigener Gefährdungen in unserer Zeit, da sind die Nachlebenden des „Dritten Reiches“ ebenso wie Migranten unmittelbar angesprochen, so dass sich eine neue spezifische Betroffenheit einstellen kann.
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